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I. Einleitung 
Für die Ausschüsse begann die Arbeit in der 19. Wahlperiode 
ungewöhnlich spät. Wegen der Dauer der politischen Verhand-
lungen zur Regierungsbildung erfolgte die Konstituierung des 
Ausschusses für Verkehr und digitale Infrastruktur Ende Januar 
2018. Die erste reguläre Sitzung fand erst im Februar 2018, fünf 
Monate nach der Bundestagswahl, statt. 

Zwei Jahre später wurde die Arbeit des Ausschusses dann stark 
von der Corona-Pandemie geprägt. Sitzungen fanden erst mit 
einer geringeren Zahl von Teilnehmern und dann – nach Schaf-
fung der rechtlichen und technischen Voraussetzungen – vor-
wiegend in einem Hybrid-Format statt. In diesem Format befan-
den sich nur wenige Teilnehmer im Saal und die Mehrheit 
nahm an der Sitzung über eine Videokonferenz teil. Zahlreiche 
technische und organisatorische Probleme mussten kurzfristig 
gelöst werden. Aktivitäten des Ausschusses außerhalb von Sit-
zungen wurden aufgrund der Corona-Pandemie stark vermin-
dert. 

Gleichwohl hat der Ausschuss auch unter den besonderen Be-
dingungen der 19. Wahlperiode wieder eine große Zahl von 
Vorlagen beraten, zahlreiche wichtige Gesetze verabschiedet 
und sich über viele Themen aus seinem Geschäftsbereich aus-
führlich informiert. 

In den folgenden Ausführungen wird ein Überblick über die 
wichtigsten Beratungen und Beschlüsse des Ausschusses sowie 
über seine Aktivitäten außerhalb der Sitzungen gegeben. Die 
wichtigsten öffentlichen Dokumente, die den Beratungen zu-
grunde lagen bzw. die deren Ergebnis waren, sind im Text auf-
geführt und in der digitalen Version auch verlinkt. Zudem sind 
zum Teil Links auf zusammenfassende Darstellungen der Vor-
lagen und der Beratungsergebnisse in „hib“ enthalten.  
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II. Mitglieder 
Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur hatte in 
der 19. Wahlperiode je 43 ordentliche und stellvertretende Mit-
glieder1 (zuletzt 15 CDU/CSU, 10 SPD, 5 AfD, 5 FDP, 4 DIE 
LINKE. und 4 BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – s. Anhang 1). 

 

 
 

Durch Änderungen bei der Zahl der Mitglieder der Fraktion der 
AfD auf der Ebene des Deutschen Bundestages hat sich auch 
das Stärkeverhältnis der Fraktionen im Ausschuss für Verkehr 
und digitale Infrastruktur aufgrund der hier maßgeblichen Be-
rechnungsverfahren nach Sainte-Laguë/Schepers und ergän-
zend nach d'Hondt während der 19. Wahlperiode im Jahr 2021 
zweimal verändert. Zu Beginn der Wahlperiode hatte die Frak-
tion der CDU/CSU im Ausschuss 15 Mitglieder, die Fraktion 
der SPD 9, die Fraktion der AfD 6 die Fraktion der FDP 5, die 
Fraktion DIE LINKE. 4 und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 4. Nachdem die Fraktion der AfD auf Bundestags-
ebene zwei Mitglieder verloren hatte, erhielt im Ausschuss für 
Verkehr und digitale Infrastruktur die Fraktion der CDU/CSU 
im Jahr 2021 einen zusätzlichen Sitz und die Fraktion der AfD 

 
1 hib 41/2018 

CDU/CSU: 15

SPD: 10
AfD: 5

FDP: 5

DIE LINKE. : 4BÜNDNIS 
90/DIE 

GRÜNEN : 4

SITZVERTEILUNG IM 15. 
AUSSCHUSS AM ENDE DER 19. WP 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_01/541304-541304
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III. Konstituierung  
Die Konstituierung des Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur erfolgte am 31. Januar 2018 unter Vorsitz von 
Bundestagsvizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich, MdB2. 

 
IV. Statistik  

Der Ausschuss hat in der 19. Wahlperiode insgesamt 759 Vor-
lagen beraten, die ihm überwiesen wurden. Bei 277 Vorlagen 
war er federführend, bei 476 Vorlagen mitberatend. Sechs Vor-
lagen, nämlich Haushaltsvorlagen, hat er gutachtlich beraten. 
 
2 hib 41/2018 

Abbildung 2: Ausschussvorsitzender Cem Özdemir, MdB, und seine Stellver-
treterin Daniela Kluckert, MdB 

Abbildung 1: Bundestagsvizepräsident Dr. Hans-Peter Friedrich, MdB, gratu-
liert dem neuen Ausschussvorsitzenden Cem Özdemir, MdB (links) 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_01/541304-541304
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Die Mitglieder des Ausschusses haben sich zu insgesamt 
118. Sitzungen getroffen. 24 Sitzungen entfielen dabei auf öf-
fentliche Anhörungen. In den Sitzungen hat der Ausschuss zu-
dem eine Reihe von Expertengesprächen geführt. Darüber hin-
aus hat der Ausschuss zu insgesamt acht Tagesordnungspunk-
ten weitere 15 externe Gäste begrüßen können.  
Die Obleute des Ausschusses haben zudem 65 Obleutebespre-
chungen geführt. Diesen ging in der Regel jeweils am Montag 
einer Sitzungswoche ein Fraktionsreferentengespräch voraus, 
in dem die koordinierenden Fraktionsreferenten, Vertreter des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur und 
das Ausschusssekretariat die Besprechungen der Arbeitsgrup-
pen der Fraktionen am Dienstag sowie die Ausschusssitzungen 
bzw. die Obleutebesprechungen am Mittwoch vorbereitet ha-
ben.  

Zu erwähnen sind außerdem Berichterstattergespräche und er-
weiterte Berichterstattergespräche.  

Hinzu kamen Arbeitsgruppenbesprechungen der Fraktionen, 
Koalitionsgespräche, sonstige Abstimmungsgespräche, Ver-
handlungen und Informationsveranstaltungen usw., die der 
Vorbereitung der Ausschussberatungen dienten, die aber nicht 
über den Ausschuss organisiert wurden. 

V. Die Auswirkungen der Covid-19-Pandemie auf Arbeit des Aus-
schusses  
Die Covid-19-Pandemie spielte nicht nur in den Beratungen des 
Ausschusses in der 19. Wahlperiode eine wichtige Rolle, son-
dern sie hatte auch erhebliche Rückwirkungen auf die Arbeit 
des Ausschusses. Als einer der ersten Ausschüsse setzte der 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur ab dem Früh-
jahr 2020 Videokonferenzsysteme ein, damit sich trotz der Ab-
standsregelungen im Sitzungsaal alle Ausschussmitglieder an 
den Sitzungen beteiligen konnten. Er hat dabei die temporär 
eingeführten Sonderregelungen des § 126a der Geschäftsord-
nung „Besondere Anwendung der Geschäftsordnung aufgrund 
der allgemeinen Beeinträchtigung durch COVID-19“ genutzt, 
die unterem anderem die Teilnahme an den Beratungen über 
elektronische Kommunikationsmittel zuließ. Die Ausschusssit-
zungen wurden dann bis zum Ende der Wahlperiode im Regel-
fall als Hybridsitzungen mit wenigen Teilnehmern im Saal und 
mehrheitlich über das Videokonferenzsystem per Webex zuge-
schalteten Teilnehmern durchgeführt.  
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VI. Weitere Besonderheiten in der Arbeit des Ausschusses in der 
19. Wahlperiode 
Da in der 19. Wahlperiode sechs Fraktionen im Ausschuss ver-
treten waren, wurde zu Beginn der Wahlperiode einvernehm-
lich eine Begrenzung der Redezeit für die Ausschussmitglieder 
auf drei Minuten bzw. fünf Minuten für die Berichterstattung 
vereinbart, um die Arbeit in der für Ausschusssitzungen verfüg-
baren Zeit bewältigen zu können. 
 

VII. Die Themen des Ausschusses  
1. COVID-19-Pandemie 

Ab dem Frühjahr 2020 spielten die Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie in den Beratungen des Ausschusses eine wichtige 
Rolle. Die Federführung für die meisten Gesetzentwürfe und 
Anträge, die das Thema betrafen, lag zwar bei anderen Aus-
schüssen (z. B. dem Ausschuss für Gesundheit und dem Haus-
haltsausschuss). Da viele Themen im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie aber erhebliche Auswirkungen auf den Ge-
schäftsbereich des Ausschusses hatten, hat er sich sowohl bei 
der Mitberatung von Vorlagen als auch durch Selbstbefassun-
gen intensiv mit der Thematik auseinandergesetzt.  

Federführend war der Ausschuss auch bei der Beratung des 
Antrags der Fraktion der FDP3 „Unterstützung für das System 
Luftverkehr in Zeiten von Corona“4. Der Antrag fand im No-
vember 2020 im Ausschuss keine Mehrheit5 (s. a. Kapitel 14 
„Luftverkehr“). 
 
Bereits Ende Januar führte der Ausschuss ein Gespräch mit 
Bundesminister Andreas Scheuer zu aktuellen Fragen im Hin-
blick auf die Corona-Pandemie aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur. Im 
März hat sich der Ausschuss dann vom Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur über die verkehrspolitischen 
Auswirkungen des Corona-SARS2-Virus und die Vorbereitun-
gen im Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (BMVI) unterrichten lassen; unter anderem ging es um die 
Frage der Aufhebung des Sonntagsfahrverbots für LKW6. Auch 
im April 2020 berichtete Bundesminister Scheuer über den ak-
tuellen Sachstand in Bezug auf die Bewältigung der Corona-
Krise in seinem Geschäftsbereich7.  

 
3 hib 1265/2020 
4 Drucksache 19/24356, s. im Einzelnen Kapitel 14 „Luftverkehr“  
5 Drucksache 19/25292 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
6 hib 276/2020 
7 hib 409/2020 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_11/807304-807304
https://dserver.bundestag.de/btd/19/243/1924356.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/252/1925292.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_03/686978-686978
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/692290-692290
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Bereits im Mai 2020 waren die Auswirkungen der Corona-Pan-
demie auf die finanzielle Lage der Deutschen Bahn AG Gegen-
stand der Ausschussberatungen, wie auch die Frage finanziel-
ler Hilfen für die Deutsche Bahn AG8. Ebenfalls im Mai 2020 
ließ sich der Ausschuss vom Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur dann über die Frage eines Rettungs-
pakets für den ÖPNV9 ebenso informieren wie über den Um-
gang mit Einschränkungen für ÖPNV, Fernbus und Reisebus in 
der Corona-Krise. Auch die Konkretisierung und Umsetzung 
der verkehrspolitischen Maßnahmen des Konjunkturpakets 
wurden erörtert. Maßnahmen zum Schutz vor Corona-Infektio-
nen in Passagierflugzeugen waren ebenfalls Gegenstand der 
Ausschussberatungen. Über die weiterhin schwierige Lage 
beim ÖPNV ließ sich der Ausschuss im September 2020 von 
der Bundesregierung informieren10.  
 
Im Oktober 2020 wurde im Ausschuss über die Auswirkungen 
eines erneuten Teil-Lockdowns auf den Schienenverkehr der 
DB AG in Deutschland diskutiert. Im Dezember ging es um von 
der DB Fernverkehr AG beauftragte Untersuchungen zur Risi-
kobetrachtung der Verbreitung von Aerosolen in ICE-Zügen. 
Im Februar 2021 debattierte der Ausschuss erneut über die fi-
nanzielle Situation von Eisenbahnverkehrsunternehmen und 
den aktuellen Stand der Beihilfe für die Deutsche Bahn sowie 
über den Sachstand und die Auswirkungen der coronabeding-
ten Grenzschließungen auf Pendlerverkehre und Logistikketten. 
Die Fortführung des Rettungsschirms für den ÖPNV im Jahr 
2021 war im März 2021 Gegenstand der Ausschussberatungen 
und im April ging es dann in den Beratungen um Hilfen für 
den ÖPNV im Nachtragshaushalt der Bundesregierung.  
 

2. Verkehrsinfrastruktur allgemein 
Ein zentrales Thema des Ausschusses für Verkehr und digitale 
Infrastruktur war auch in der 19. Wahlperiode die Verkehrsinf-
rastruktur. Dabei ging es nicht nur um deren Umfang und 
Struktur, sondern auch um die Finanzierung, die Schwerpunkt-
setzung im Verhältnis Neubau und Erhaltung und um die Orga-
nisation von Neubau, Unterhaltung, Erhaltung und Sanierung 
der Verkehrsinfrastruktur.  
 

 
8 hib 495/2020 
9 hib 546/2020 
10 hib 922/2020 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/695714-695714
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/698138-698138
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/791122-791122
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unterschiedliche Bewertungen des Themas „ÖPP“ deutlich 
wurden24. Die Unterrichtung nahm der Ausschuss zur Kennt-
nis.  
 

3. Planungsrecht 
Die Ausgestaltung des Planungsrechts für Verkehrsinfrastruktu-
ren war auch in der 19. Wahlperiode ein wesentliches Thema 
der Debatte im Ausschuss. Hierzu wurde eine Reihe von Ge-
setzentwürfen beraten.  

Im Herbst 201825 stand der Gesetzentwurf der Bundesregierung 
„Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung von Planungs- 
und Genehmigungsverfahren im Verkehrsbereich“26 zur Dis-
kussion, dessen erklärtes Ziel eine Planungsbeschleunigung, 
orientiert an den zwölf Punkten der Strategie Planungsbe-
schleunigung des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur aus dem Jahr 2017, war. Der Gesetzentwurf wurde 
im Ausschuss mit Änderungen mehrheitlich angenommen; zu-
dem wurde dazu – ebenfalls mit Mehrheit – eine Entschließung 
auf Initiative der Fraktionen der CDU/CSU und SPD angenom-
men27.  

Bereits am 25. April 2018 hatte der Ausschuss ein Gespräch mit 
Bundesminister Andreas Scheuer geführt, in dem es unter an-
derem um das Thema Planungsbeschleunigung ging und in 
dem das vorgenannte Planungsbeschleunigungsgesetz angekün-
digt worden war28. 

 
24 hib 116/2021 
25 hib 127/2020 
26 Drucksachen 19/4459, 19/4731 (Gesetzentwurf), hib 765/2018 
27 Drucksache 19/5580 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
28 hib 263/2018 

Abbildung 3: Ausschussvorsitzender Cem Özdemir, MdB, Bundesminister An-
dreas Scheuer, MdB, und Parlamentarischer Staatssekretär Steffen Bilger, 
MdB, während des Gesprächs 

https://www.bundestag.de/presse/hib/819180-819180
https://www.bundestag.de/hib#url=L3ByZXNzZS9oaWIvNjgwMTM0LTY4MDEzNA==&mod=mod454590
https://dserver.bundestag.de/btd/19/044/1904459.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/047/1904731.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_10/573908-573908
https://dserver.bundestag.de/btd/19/055/1905580.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_04/551992-551992


 
 

 
Stand: 26. Januar 2022 Der Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur  

und seine Arbeit in der 19. Wahlperiode 
 

Seite 17 von 95 

 

Sekretariat PA 15 
Ausschuss für Verkehr und digitale 
Infrastruktur 
 

dem Antrag der Fraktion der AfD „Investitionsoffensive im Inf-
rastrukturbereich – Das Investitionsbeschleunigungsgesetz 
sinnvoll ergänzen“ 41 beraten. Mit dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung wurde die Einführung gesetzlicher Regelungen 
angestrebt, die eine Reihe von beschleunigenden Maßnahmen 
beinhalten (unter anderem Vereinfachungen im Raumord-
nungsrecht und bei der Genehmigung der Elektrifizierung von 
Schienenstrecken sowie Maßnahmen zur Beschleunigung der 
Gerichtsverfahren).  
Zu den genannten Vorlagen führte der Ausschuss am 5. Okto-
ber 202042 eine öffentliche Anhörung durch43.  
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wurde am 4. November 
2020 im Ausschuss mehrheitlich mit Änderungen angenom-
men, der Gesetzentwurf der Fraktion der FDP und der Antrag 
der Fraktion der AfD wurden hingegen mehrheitlich abge-
lehnt44.  
 
Im Juni 2021 befasste sich der Ausschuss dann mit dem Antrag 
der Fraktion DIE LINKE. „Kein weiter so mit dem Bundesver-
kehrswegeplan 2030“45, zu dem er mit Mehrheit die Ablehnung 
empfahl46  
 

4. Straßenverkehr 
Der Straßenverkehr gehört zu den Themen, die in den Beratun-
gen des Ausschusses in jeder Wahlperiode eine große Rolle 
spielen. Auch im Bereich der Gesetzesvorlagen, die der Aus-
schuss federführend betreut hat, hat der Bereich Straßenver-
kehr einen besonders großen Anteil.  
 
Bei dem Entwurf eines Neunten Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes 47 ging es im Jahr 2019 um die Schaf-
fung datenschutzrechtlich erforderlicher Rechtsgrundlagen im 
Straßenverkehrsgesetz, um Verkehrsbeschränkungen und Ver-
kehrsverbote zum Schutz vor Abgasen effektiv vollziehen und 
überwachen zu können.  
Zu dem Gesetzentwurf führte der Ausschuss in seiner 36. Sit-
zung am 20. Februar 2019 eine öffentliche Anhörung durch48. 

 
41 Drucksache 19/23131 (Antrag), hib 1080/2020 
42 hib 1056/2020 
43 Wortprotokoll der 85. Sitzung 
44 Drucksache 19/24040 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
45 Drucksache 19/28778 (Antrag) 
46 Drucksache 19/30744 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
47 Drucksachen 19/6334, 19/6926, hib 47/2019 
48 Wortprotokoll der 36. Sitzung 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/231/1923131.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/797946-797946
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_10/797176-797176
https://www.bundestag.de/resource/blob/819968/e1f142336e04821fbd891037ab62702c/085_wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/240/1924040.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/287/1928778.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/307/1930744.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/063/1906334.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/069/1906926.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/587712-587712
https://www.bundestag.de/resource/blob/628162/e776ae9198001255f37ad5d741aafc21/036_sitzung_wortprotokoll-data.pdf
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Der Gesetzentwurf fand in geänderter Fassung am 12. März 
201949 im Ausschuss eine Mehrheit50.  
 
Bei dem „Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes und anderer straßenverkehrsrechtli-
cher Vorschriften“51 ging es unter anderem um eine Anpassung 
der zentralen Verordnungsermächtigung in § 6 des Straßenver-
kehrsgesetzes (StVG), die Verbesserung der Sanktionierung von 
Verstößen gegen nationale Genehmigungsvorschriften bzw. eu-
ropäische Typgenehmigungsvorschriften und um die Rechts-
grundlagen für Datenübermittlungen des KBA aus dem Zentra-
len Fahrzeugregister (ZFZR). Weiterhin sollten frei empfang-
bare Daten, die von im Verkehr befindlichen Fahrzeugen gesen-
det werden, zum Zwecke des Verkehrsmanagements von den 
Straßenbaulastträgern verarbeitet werden dürfen. Der Aus-
schuss empfahl mehrheitlich die Annahme des Gesetzentwurfs 
in geänderter Fassung52.  
 
Mit dem „Entwurf eines Gesetzes zur Revision 3 des Überein-
kommens vom 20. März 1958 über die Annahme einheitlicher 
technischer Vorschriften für Radfahrzeuge, Ausrüstungsgegen-
stände und Teile, die in Radfahrzeuge(n) eingebaut und/oder 
verwendet werden können, und die Bedingungen für die gegen-
seitige Anerkennung von Genehmigungen, die nach diesen Vor-
schriften erteilt wurden“53 wurde einer von der 169. Tagung der 
Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen an-
genommenen Revision 3 des Übereinkommens gemäß Artikel 
59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes einhellig zugestimmt54.  
 
Ebenfalls um die Zustimmung zu einem völkerrechtlichen Ver-
trag ging es 2019 bei dem „Entwurf eines Gesetzes zu dem Pro-
tokoll vom 8. Juni 2017 zur Änderung des Vertrags vom 29. 
Juni 2000 über ein Europäisches Fahrzeug- und Führerschei-
ninformationssystem (EUCARIS)“55. Der Gesetzentwurf fand im 
Ausschuss eine breite Mehrheit56.  
 

 
49 hib 255/2019 
50 Drucksache 19/8248 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
51 Drucksachen 19/28684, 19/29633 (Gesetzentwurf der Bundesregierung) 
52 Drucksache 19/29874 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
53 Drucksache 19/6548 (Gesetzentwurf), Drucksache 19/7650 (Beschlussemp-

fehlung und Bericht) 
54 Drucksache 19/7650 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
55 Drucksache 19/11468 (Gesetzentwurf), hib 779/2019, Drucksache 19/14104 

((Beschlussempfehlung und Bericht) 
56 Drucksache 19/14104 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_03/628224-628224
https://dserver.bundestag.de/btd/19/082/1908248.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/286/1928684.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/296/1929633.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/298/1929874.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/065/1906548.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/076/1907650.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/076/1907650.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/114/1911468.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_07/651278-651278
https://dserver.bundestag.de/btd/19/141/1914104.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/141/1914104.pdf
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Im Herbst 2019 befasste sich der Ausschuss mit dem „Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und 
weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“57. Der Ge-
setzentwurf betraf verschiedene Themen aus dem Bereich des 
Straßenverkehrsrechts. Unter anderem ging es darum, an dem 
Punktabzug für eine freiwillige erfolgreiche Teilnahme an ei-
nem Fahreignungsseminar nach § 4 Absatz 7 StVG unbefristet 
festzuhalten und um die Ermächtigung der Länder, das Min-
destalter für die Fahrerlaubnisklasse AM (Moped) auf 15 Jahre 
herabzusetzen58. Mit Mehrheit hat der Ausschuss beschlossen, 
die Annahme des Gesetzentwurfs mit Änderungen sowie die 
Annahme einer Entschließung zu dem Gesetzentwurf zu emp-
fehlen, mit der die Bundesregierung aufgefordert wird, bis spä-
testens Ende 2020 einen Vorschlag für eine Überarbeitung der 
Bußgeldkatalog-Verordnung hinsichtlich des Gefüges der Re-
gelsätze vorzulegen59.  
 
Bei dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Fahrlehrergesetzes“60 ging es da-
rum, bei dem im Jahr 2017 neu gefassten Fahrlehrergesetz die 
Umsetzung der neuen Regelungen in die Praxis zu optimieren 
und neue europarechtliche Datenschutzvorgaben in das Fahr-
lehrerrecht zu übernehmen. Der Gesetzentwurf wurde mit Än-
derungen im Ausschuss61 und im Plenum62 mehrheitlich ange-
nommen. 
 
Ein wichtiges Thema der 19. Wahlperiode war die Schaffung 
der Voraussetzungen für autonomes, automatisiertes und ver-
netztes Fahren.  
 
Die Fraktion der FDP brachte dazu im Sommer 2019 den An-
trag „Innovationsschub für das autonome Fahren in Deutsch-
land“ ein63, der im Oktober 2019 vom Ausschuss mehrheitlich 
abgelehnt wurde64. Ebenfalls von der Fraktion der FDP wurde 

 
57 Drucksache 19/12915 (Gesetzentwurf), hib 1003/2019 
58 hib 1177/2019 
59 Drucksache 19/14419 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
60 Drucksache 19/8751 (Gesetzentwurf), hib 345/2019 
61 Drucksache 19/9863 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
62 Das Parlament 20/2019 
63 Drucksache 19/11118 (Antrag), hib 743/2018 
64 Drucksache 19/14001 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/129/1912915.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_09/657308-657308
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664558-664558
https://dserver.bundestag.de/btd/19/144/1914419.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/087/1908751.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/632880-632880
https://dserver.bundestag.de/btd/19/098/1909863.pdf
https://www.das-parlament.de/2019/20/wirtschaft_und_finanzen/642060-642060
https://dserver.bundestag.de/btd/19/111/1911118.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_07/650206-650206
https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914001.pdf
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im Oktober 2019 der Antrag „Smart Automotive – Anforderun-
gen an die vernetzte Mobilität im Auto von morgen“65 vorge-
legt, welcher im November 2019 im Ausschuss keine Mehrheit 
fand66.  
 
Im Frühjahr 2021 legte die Bundesregierung den „Entwurf ei-
nes Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und 
des Pflichtversicherungsgesetzes – Gesetz zum autonomen Fah-
ren“67 vor. Damit sollte der Entwicklungsdynamik im Bereich 
des automatisierten, autonomen und vernetzten Fahrens Rech-
nung getragen werden und über die im öffentlichen Straßenver-
kehr bereits mögliche Erprobung autonomer, führerloser Fahr-
zeuge hinaus sollte deren Regelbetrieb eingeleitet werden.  
Am 3. Mai 2021 hat der Ausschuss dazu eine öffentliche Anhö-
rung durchgeführt68. In seiner Sitzung am 19. Mai 2021 nahm er 
den Gesetzentwurf in geänderter Fassung mehrheitlich an69.  
 
Mit der Frage eines gesetzlichen Rahmens für den Zugriff auf 
Fahrzeugdaten durch alle Marktteilnehmer befasste sich der 
Antrag der Fraktion der FDP „Umgang mit Fahrzeugdaten für 
Innovation, Sicherheit und Mobilität im 21. Jahrhundert“70, 
der aber im Ausschuss im Juni 2021 keine Mehrheit fand71.  
 
Intensiv hat sich der Ausschuss in der 19. Wahlperiode mit 
dem Problem der Abbiegeunfälle auseinandergesetzt.  
 
Im April 2018 ließ er sich vom Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur zu“ LKW-Auffahrunfällen am Stau-
ende, dem Stand der Technik von Fahrassistenzsystemen für 
den Straßengüterverkehr, Abbiegeassistenten und Möglichkei-
ten der automatischen Fahrraderkennung“ berichten72.  
 
Im Frühjahr 2018 brachte die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN zu diesem Thema den Antrag „Fuß- und Radverkehr si-
cherer machen - Sichtfelderweiterung für Fahrerkabinen von 
LKW und Abbiegeassistenzsysteme verpflichtend einführen“ 
ein73.  

 
65 Drucksache 19/14029 (Antrag), hib 1149/2019 
66 Drucksache 19/15253 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
67 Drucksachen 19/27439, 19/28178 (Gesetzentwurf)  
68 Wortprotokoll der 111. Sitzung 
69 Drucksache 19/29875 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
70 Drucksache 19/29755 (Antrag) 
71 Drucksache 19/31099 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
72 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion der SPD  
73 Drucksache 19/1202 (Antrag), hib 165/2018, Drucksache 19/3028 (Be-

schlussempfehlung und Bericht) 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/140/1914029.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/663132-663132
https://dserver.bundestag.de/btd/19/152/1915253.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/274/1927439.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/281/1928178.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/842458/eb8d013a6c19c82373e147761c774b74/111-Protokoll-03-05-2021-OeA-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/298/1929875.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929755.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/310/1931099.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/012/1901202.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_03/548128-548128
https://dserver.bundestag.de/btd/19/030/1903028.pdf
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tere Geschwindigkeitsbegrenzungen auf Landstraßen und in-
nerorts einzuführen. Der Antrag wurde vom Ausschuss im Sep-
tember 2020 mehrheitlich abgelehnt84. 
 
Gegenstand der Beratungen im Ausschuss waren auch Fragen 
der Zulassung zum Straßenverkehr.  
 
Im Jahr 2018 beantragte die Fraktion der FDP die „Dauerhafte 
Senkung des Mindestalters zum Erwerb der Fahrerlaubnis der 
Klasse AM auf 15 Jahre“85. Für diesen Antrag fand sich im 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur aber am 
26. September 201886 keine Mehrheit87. Allerdings wurde dann 
2019 mit dem Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgeset-
zes und weiterer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften eine 
Ermächtigung der Länder aufgenommen, das Mindestalter für 
die Fahrerlaubnisklasse AM (Moped) auf 15 Jahre herabzuset-
zen (s. o. Seite 19). 
Ein im Jahr 2019 eingebrachter Antrag der Fraktion der FDP be-
fasste sich mit dem Thema „Verkehrssicherheit durch Reform 
des Begleiteten Fahrens ab 17 Jahren erhöhen“88. Der Antrag 
wurde im Ausschuss im Oktober 2019 mehrheitlich abge-
lehnt89.  
Der Antrag der Fraktion der FDP „Mindestalter zum Erwerb 
der Fahrerlaubnis der Klasse AM bundeseinheitlich regeln“90 
wurde in der 19. Wahlperiode nicht mehr beraten.  
 
Ein wichtiger Beratungsgegenstand war die Sicherheit im Stra-
ßenverkehr. So hat sich der Ausschuss in diesem Zusammen-
hang mit Berichten der Bundesregierung über Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenverkehr befasst91.  
 
Die Fraktionen der CDU/CSU und SPD haben den Antrag „Si-
cherer Radverkehr für Vision Zero im Straßenverkehr“92 ein-
gebracht, der es zum Ziel erklärte, die Rahmenbedingungen für 

 
84 Drucksache 19/22392 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
85 Drucksache 19/2987 (Antrag), hib 485/2018 
86 hib 702/2018 
87 Drucksache 19/5031 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
88 Drucksache 19/9921 (Antrag), hib 530/2019 
89 Drucksache 19/14325 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
90 Drucksache 19/29206 
91 Drucksache 19/5000 (Bericht über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfall-

verhütung im Straßenverkehr 2016 und 2017 (Unfallverhütungsbericht Stra-
ßenverkehr 2016/17) und Drucksache 19/26135 (Bericht der Bundesregie-
rung über Maßnahmen auf dem Gebiet der Unfallverhütung im Straßenver-
kehr 2018 und 2019 (Unfallverhütungsbericht Straßenverkehr 2018/2019))  

92 Drucksache 19/15779 (Antrag), hib 1409/2019 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/223/1922392.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/029/1902987.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_07/562978-562978
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570384-570384
https://dserver.bundestag.de/btd/19/050/1905031.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/099/1909921.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/641318-641318
https://dserver.bundestag.de/btd/19/143/1914325.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/292/1929206.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/050/1905000.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/261/1926135.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/157/1915779.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/672814-672814
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den Verkehr von Fahrrädern, E-Fahrrädern und Lastenfahrrä-
dern zu verbessern und mehr Platz für den Radverkehr und 
mehr Sicherheit für Radfahrende zu schaffen. Dieser Antrag 
wurde im Ausschuss gemeinsam mit dem Antrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN93 „Das Straßenverkehrsrecht refor-
mieren – Straßenverkehrsordnung fahrrad- und fußverkehrs-
freundlich anpassen“, mit dem angestrebt wurde, durch Ände-
rungen im Straßenverkehrsrecht die Förderung von Rad- und 
Fußverkehr im Sinne der Beseitigung von Benachteiligungen 
gegenüber dem motorisierten Verkehr zu erreichen und die 
Verkehrssicherheit für diese Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-
kehrsteilnehmer zu verbessern. Zu diesem Antrag fand am 
25. September 2019 eine öffentliche Anhörung statt, bei der es 
auch um die „Novellierung der Straßenverkehrsordnung 
(StVO)“ ging.  
Der vorgenannte Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
wurde im Ausschuss mehrheitlich angenommen, der Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fand hingegen im 
Ausschuss keine Mehrheit94. 
 
Die Fraktion DIE LINKE. brachte im Frühjahr 2019 den Antrag 
„Motorradfahrende besser schützen – Unterfahrschutz muss 
Regel werden“95 ein, der im Ausschuss im April 201996 aber 
mehrheitlich abgelehnt wurde97  
 
Mit dem Thema „Motorradfahren“ befassten sich im Jahr 2020 
unter dem Aspekt „Motorradlärm“98 zwei Anträge: Der Antrag 
der Fraktion der AfD „Motorradfahren erhalten – Keine unver-
hältnismäßigen Vorgaben für Motorräder und deren Fahrer“99 
und der Antrag der Fraktion der FDP „Keine Diskriminierung 
von Motorradfahrern“100. Beide Anträge fanden im Ausschuss 
keine Mehrheit101 (s. auch Kapitel 18, Seite 60).  
 
Im Juni 2020 berichtete das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur dem Ausschuss über die „Minderung 
und Kontrolle von Motorradlärm102 in Verbindung mit Strate-
gien zu verwandten Autolärm-Problemen“103. 
 
93 Drucksache 19/8980 (Antrag), hib 371/2019 
94 Drucksache 19/16458 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
95 Drucksache 19/8647 (Antrag), hib 345/2019 
96 hib 397/2019 
97 Drucksache 19/10001 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
98 Siehe Kapitel 18 „Verkehrslärm“ 
99 Drucksache 19/22553 (Antrag), hib 970/2020 
100 Drucksache 19/20778 (Antrag), hib 739/2020 
101 Drucksache 19/23981 (Beschlussempfehlung und Bericht) 
102 Siehe Kapitel 18 „Verkehrslärm“ 
103 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/089/1908980.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/633582-633582
https://dserver.bundestag.de/btd/19/164/1916458.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/086/1908647.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/632882-632882
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/634914-634914
https://dserver.bundestag.de/btd/19/100/1910001.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/225/1922553.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_09/793218-793218
https://dserver.bundestag.de/btd/19/207/1920778.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/705768-705768
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923981.pdf
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(StVO)“115. Unter anderem zu dem Thema „Novellierung der 
Straßenverkehrsordnung (StVO)“ wurde vom Ausschuss im 
September 2019 eine öffentliche Anhörung durchgeführt (s. o. 
Seite 23 und unten Seite 33). Im Jahr 2020 beantragte die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, dass das Bundesministerium 
für Verkehr und digitale Infrastruktur über den „Sachstand und 
das weiteres Vorgehen der Bundesregierung bezüglich der 
rechtswidrig verkündeten Novelle der BKatV sowie weitere 
Pläne der Bundesregierung bezüglich Anpassungen der VwV-
StVO an die seit April 2020 in Kraft getretenen Änderungen der 
StVO und weiterer geplanter fußverkehrsfreundlicher Änderun-
gen der StVO“ berichtet. Im April 2021 wurde dann die „Neu-
fassung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur StVO“ im 
Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur themati-
siert116.  
 
Weitere Anträge aus dem Bereich des Straßenverkehrs, die der 
Ausschuss in der 19. Wahlperiode behandelt hat, waren 
 
- der Antrag der Fraktion der AfD „Autobahnbaustellen zügi-

ger, sicherer sowie umwelt- und autofahrerfreundlicher 
planen und durchführen“117,  

- der Antrag der Fraktion der FDP „Freie Fahrt für Angler“118,  
- der Antrag der Fraktion der FDP „Wohnmobile ab 3,5 t im 

Straßenverkehr – Ungleichbehandlung beheben und 
deutschlandweit Campingurlaub ermöglichen“119 

- der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Teilen 
als Prinzip der Mobilität von morgen verankern – rechtli-
che Grundlagen für neue Sharing-Angebote verbessern“120,  

 
Die genannten Anträge wurden im Ausschuss jeweils mit 
Mehrheit abgelehnt121.  
 

 
115 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
116 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
117 Drucksache 19/20691 (Antrag), hib 707/2020 und Drucksache 19/22219 

(Beschlussempfehlung und Bericht)  
118 Drucksache 19/10617 (Antrag), hib 654/2019 und Drucksache 19/14829 

(Beschlussempfehlung und Bericht)  
119 Drucksache 19/29759 (Antrag) und Drucksache 19/31107 (Beschlussemp-

fehlung und Bericht)  
120 Drucksache 19/25007 (Antrag), hib 1364/2020 und Drucksache 19/30464 

(Beschlussempfehlung und Bericht)  
121 Links zu den Beschlussempfehlungen finden sich in den Fußnoten zu den 

Anträgen 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920691.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/704188-704188
https://dserver.bundestag.de/btd/19/222/1922219.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/106/1910617.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_06/646118-646118
https://dserver.bundestag.de/btd/19/148/1914829.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929759.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/311/1931107.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/250/1925007.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_12/812560-812560
https://dserver.bundestag.de/btd/19/304/1930464.pdf
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5. Maut 
Die Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren (Maut) – so-
wohl für Lkw als auch für Pkw – beschäftigte den Ausschuss in 
vielfältiger Weise. 
 
Zu Beginn der Wahlperiode befasste sich der Ausschuss mit 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Änderung des 
Bundesfernstraßenmautgesetzes122, welchen er in seiner Sit-
zung am 17. Oktober 2018123 abschließend beriet124 und dann 
einstimmig annahm. Dieser Beratung war eine öffentliche An-
hörung am 10. Oktober 2018 vorausgegangen. Die zu der Anhö-
rung eingeladenen Experten hatten zum Teil die Mauterhöhung 
kritisiert und diverse Ausnahmetatbestände gefordert, und da-
mit eine Begrenzung der Straßenbenutzungsgebühren125.  
 
Auf Grundlage einer Richtlinie der EU-Kommission126 debat-
tierte der Ausschuss in seiner Sitzung am 19. Mai 2021 über 
den Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Einführung des eu-
ropäischen elektronischen Mautdienstes127. Mit dem Gesetz 
setzte die Bundesrepublik Deutschland eine Verpflichtung um, 
die Voraussetzungen für die Interoperabilität der europäischen 
Mautsysteme zu schaffen. Zudem wurde eine Ermächtigungs-
grundlage für die Berechnung der Maut durch das Bundesamt 
für Güterverkehr aufgenommen. 
Ziel des Gesetzes war es, die Mautsätze für Lkw auf der Basis 
des Wegekostengutachtens 2018 bis 2022 zu aktualisieren, eine 
rechtliche Grundlage für die Anlastung der Kosten der Lärmbe-
lastung zu schaffen und somit die Verursachergerechtigkeit zu 
erhöhen. Zu dem Gesetzentwurf empfahl der Ausschuss am 
19. Mai 2021 mehrheitlich dessen Annahmen mit Änderun-
gen128. 
 
In diesem thematischen Zusammenhang brachte die Fraktion 
der FDP einen Antrag „Verhältnismäßige LKW-Maut mit nach-
haltigen Anreizen und Technologieoffenheit“129 ein, mit dem 
sie eine größere Transparenz der zugrunde gelegten Kosten der 
Nutzerfinanzierung forderte, der aber im Ausschuss keine 
Mehrheit fand130.  

 
122 Drucksache 19/3930, hib 615/2018 
123 hib 774/2018 
124 Drucksache 19/5102 (neu) (Beschlussempfehlung und Bericht)  
125 Wortprotokoll der 21. Sitzung 
126 2004/52/EG 
127 Drucksache 19/27522 
128 Drucksache 19/27522 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
129 Drucksache 19/4921, hib 765/2018 
130 Drucksache 19/7645 (Beschlussempfehlung und Bericht)  

https://dserver.bundestag.de/btd/19/039/1903930.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_08/567198-567198
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_10/574348-574348
https://dserver.bundestag.de/btd/19/051/1905102.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/574238/01cbf14daa6a77197b5e5293e77dffb8/021_sitzung_protokoll-data.pdf
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32004L0052R(01)&from=EL
https://dserver.bundestag.de/btd/19/275/1927522.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/275/1927522.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/049/1904921.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_10/573902-573902
https://dserver.bundestag.de/btd/19/076/1907645.pdf
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In einer Sitzung am 11. September 2018131 befasste sich der 
Ausschuss in mehreren Tagesordnungspunkten mit dem 
Thema „Toll Collect“ Dabei ging es um „Vorwürfe gegen Toll 
Collect und Rolle des Bundesverkehrsministeriums“ 132 und die 
„Übernahme von Toll Collect durch den Bund zum 1. Septem-
ber 2018“ 133.  
Die durch das BMVI geplante und beabsichtigte Privatisierung 
der Toll Collect GmbH beschäftigte im Jahr 2018 auch den Bun-
desrechnungshof, der bezweifelt hatte, dass die seinerzeit vor-
gelegte vorläufige Wirtschaftlichkeitsbetrachtung geeignet ge-
wesen sei, eine Ausschreibung des Einzugs der streckenbezoge-
nen Straßennutzungsgebühr als Öffentlich-Private Partnerschaft 
(ÖPP) zu rechtfertigen. In einer Selbstbefassung ließ sich der 
Ausschuss am 7. November 2018 durch den Bundesrechnungs-
hof über dessen Beweggründe informieren134. Im Vorfeld hatten 
sich bereits die Fraktionen DIE LINKE.135 in ihrem Antrag „Pri-
vatisierung stoppen – Toll Collect zu einem demokratisch kon-
trollierten Unternehmen in öffentlicher Hand entwickeln“ und 
die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN136 in ihrem Antrag 
„Toll Collect nicht erneut privatisieren – Vergabeverfahren 
stoppen“ gegen eine Privatisierung von Toll Collect und für 
den Stopp des Vergabeverfahrens ausgesprochen. Beide An-
träge erreichten im Ausschuss keine Mehrheit137. 
 
Auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ließ sich 
der Ausschuss im Rahmen einer Selbstbefassung vom BMVI 
über „Beraterverträge des BMVI, bei den nachgeordneten Be-
hörden und Toll Collect“ berichten138. Das BMVI informierte 
darüber, inwiefern es technische, wirtschaftliche und juristi-
sche Beratung, insbesondere im Vergabeverfahren zur Veräuße-
rung der Geschäftsanteile an der Toll Collect GmbH, in An-
spruch genommen hat. 
 
Der Deutsche Bundestag hatte in seiner 208. Sitzung am 13. De-
zember 2001 den Beschlussvorschlag des damaligen Ausschus-
ses für Verkehr, Bau und Wohnungswesen139 angenommen, in 
dem die Bundesregierung gebeten wurde, die Auswirkungen 

 
131 hib 654/2018 
132 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
133 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE.  
134 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
135 Drucksache 19/4526, hib 713/2018 
136 Drucksache 19/4547, hib 711/2018 
137 Drucksache 19/6001 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
138 hib 109/2019 
139 Drucksache 14/7822 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/568556-568556
https://dserver.bundestag.de/btd/19/045/1904526.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570686-570686
https://dserver.bundestag.de/btd/19/045/1904547.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_09/570622-570622
https://dserver.bundestag.de/btd/19/060/1906001.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_01/590146-590146
https://dserver.bundestag.de/btd/19/078/1907822.pdf
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Auf Antrag der Fraktionen FDP, DIE LINKE. und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN fand im weiteren Verlauf am 25. Juli 2019 
eine Sondersitzung des Ausschusses statt141. Das Thema in Ta-
gesordnungsprunkt 1 der Sitzung war ein „Bericht des Bundes-
ministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur zu Ver-
tragsinhalten und möglichen Schadensersatzansprüchen im 
Hinblick auf Kündigungen von Verträgen zur Infrastrukturab-
gabe in Folge des Urteils des Europäischen Gerichtshofs 
(EuGH)“. Zu der Sitzung hatte die Fraktion der FDP im Aus-
schuss einen Antrag „Offenlegung der Verträge mit den Pkw-
Maut-Systemanbietern Kapsch TrafficCom und CTS Eventim“ 
eingebracht. Auch in dieser Sitzung stand der Bundesminister 
für Verkehr und digitale Infrastruktur Andreas Scheuer den 
Abgeordneten Rede und Antwort. Er brachte Unterlagen zu der 
Thematik in den Ausschusssitzungssaal mit, die zum Teil als 
„Verschlusssache – Nur für den Dienstgebrauch“ eingestuft 
wurden und die dann zeitweilig u. a. für die Ausschussmitglie-
der in den Räumen des Ausschusssekretariates einsehbar wa-
ren. 
 

6. Moderne Mobilität / Personenbeförderungsrecht 
Neue Formen der Mobilität haben den Ausschuss in der 19. 
Wahlperiode unter verschiedenen Aspekten beschäftigt. Unter 
anderem hat er sich über die Arbeit der Nationalen Plattform 
Zukunft der Mobilität im Bundesministerium für Verkehr und 
digitale Infrastruktur informiert, bei der auch der Ausschuss-
vorsitzende Cem Özdemir, MdB, und die Stellvertretende Aus-
schussvorsitzende Daniela Kluckert, MdB, beteiligt waren. Über 
das Thema „Unabhängigkeit, Zeitplan und Arbeitsauftrag der 
Arbeitsgruppe 1 der Nationalen Plattform Zukunft der Mobili-
tät“ unterrichtete sich der Ausschuss im Januar 2019142. Unter 
dem Titel „Ergebnisse der AG 1 der Nationalen Plattform - Zu-
kunft der Mobilität –“ wurde im April 2019143 ein Zwischenbe-
richt der AG 1 debattiert144. Im Februar 2020 hat sich der Aus-
schuss über die Ergebnisse des Treffens des Bündnisses für 
Moderne Mobilität am 17. Februar 2020 berichten lassen145.  
 
Eines der wichtigsten Gesetzesvorhaben in der 19. Wahlperiode 
war die Modernisierung des Personenbeförderungsrechts. Der 
Ausschuss hat sich im Vorfeld der Gesetzesberatung immer 

 
141 hib 827/2019 
142 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
143 hib 360/2019 
144 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
145 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_07/652614-652614
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/633342-633342
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sowohl eine neue Form des Linienverkehrs innerhalb des 
ÖPNV (Linienbedarfsverkehr) als auch eine neue Form des Ge-
legenheitsverkehrs außerhalb des ÖPNV (gebündelter Bedarfs-
verkehr) eingeführt wird und einzelne Regelungen zum Taxen- 
und Mietwagenverkehr angepasst werden156.  
 
Gegenstand der Beratungen im Ausschuss war auch das „Deut-
sche Zentrum Mobilität der Zukunft“. Im März 2020 ließ sich 
der Ausschuss vom Bundesministerium für Verkehr und digi-
tale Infrastruktur über die „Geplante Gründung eines "Deut-
schen Zentrums Mobilität der Zukunft"157 in München“ infor-
mieren. Im Sommer 2020 befasste sich der Ausschuss mit dem 
Antrag der Fraktion der AfD „Sparten des Deutschen Zentrums 
Mobilität der Zukunft auch in den neuen Bundesländern an-
siedeln“158, der mehrheitlich abgelehnt wurde159.  
 
Ein Antrag der Fraktion der FDP „Seamless Mobility innovativ 
gestalten – Vernetzt und digital in ganz Deutschland unter-
wegs“160 sowie ein Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN „Den MobilPass jetzt einführen – Für eine attraktive, öko-
logische, bezahlbare Mobilität von morgen“161 wurden im Ok-
tober 2020 im Ausschuss gemeinsam beraten. In seiner 71. Sit-
zung am 6. Mai 2020162 führte der Ausschuss dazu eine öffentli-
che Anhörung durch163. Beide Anträge fanden im Ausschuss 
keine Mehrheit164.  
 

7. Elektromobilität 
Auch die Elektromobilität war in den Beratungen des Aus-
schusses ein zentrales Thema.  
 
2018 wurde dem Ausschuss vom Bundesministerium für Ver-
kehr und digitale Infrastruktur über die Ergebnisse des Evaluie-
rungsberichts zum Elektromobilitätsgesetz und Schlussfolge-
rungen der Bundesregierung insbesondere hinsichtlich mögli-
cher Anpassungsbedarfe des Gesetzes berichtet165.  
 

 
156 hib 276/2021 
157 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktionen DIE LINKE. und BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN 
158 Drucksache 19/20686 (Antrag), hib 707/2020 
159 Drucksache 19/23175 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
160 Drucksache 19/18674 (Antrag), hib 421/2020 
161 Drucksache 19/14387 (Antrag), hib 1189/2019 
162 hib 473/2020 
163 Wortprotokoll der 71. Sitzung 
164 Drucksache 19/23921 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
165 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

https://www.bundestag.de/presse/hib/825994-825994
https://dserver.bundestag.de/btd/19/206/1920686.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_07/704186-704186
https://dserver.bundestag.de/btd/19/231/1923175.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/186/1918674.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/692502-692502
https://dserver.bundestag.de/btd/19/143/1914387.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664776-664776
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_05/694436-694436
https://www.bundestag.de/resource/blob/701596/6e64cea187e2882f1474b3ec75b63533/071_Wortprotokoll-data.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/239/1923921.pdf
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befasst. Dem von der Bundesregierung vorlegten Konzept hat er 
gemäß § 3 Absatz 8 SchnellLG mehrheitlich zugestimmt. 
 

8. Fahrradverkehr 
Das Radverkehrsaufkommen nahm in den letzten Jahren in 
Deutschland – insbesondere während der Corona-Pandemie – 
deutlich zu und gewann mehr und mehr an Bedeutung. Der 
Ausschuss befasste sich daher wiederholt mit dem Verkehrs-
mittel Fahrrad als wichtigem Baustein der Verkehrswende.  
 
Unter anderem debattierte er einen Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN „Verkehrswende in Städten, mehr Raum 
für das Rad – Einführung von Fahrradstraßen erleichtern und 
Fahrradzonen etablieren“, der die Einführung von Fahrradstra-
ßen und Fahrradzonen174 zum Ziel hatte. In einem weiteren An-
trag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ging es um die 
Reform des Straßenverkehrsrechts mit dem Ziel einer fahrrad-
freundlichen Anpassung175 (s. auch Kapitel 4, Seite 23). Dieser 
Antrag war auch Gegenstand einer öffentlichen Anhörung am 
25. September 2019, in der es um die Bewertung der geplanten 
StVO-Novelle ging (s. o. Seiten 23 und 25). Ein Schwerpunkt 
der Diskussion lag dabei auf der Sicherheit des Radverkehrs. 
Im Mai 2019176 beriet der Ausschuss über den „Fahrradklima-
test 2018 des ADFC“177. 
 
Auch die Sicherheit des Radverkehrs stand fortlaufend im Fo-
kus der Ausschussberatungen. So forderte die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN in einem Antrag die verpflichtende Ein-
führung von Abbiegeassistenten für Lkw178 (s. o. Seite 20 ff). 
Die Koalitionsfraktionen von CDU/CSU und SPD forderten in 
einem gemeinsamen Antrag, das Ziel „Vision Zero“ als Leitge-
danken in die StVO aufzunehmen179 (s. o. Seite 22). 
 
In seiner Sitzung am 23. Juni 2021 debattierte der Ausschuss 
über den Nationalen Radverkehrsplan 3.0, der Strategie der 
Bundesregierung zur Förderung des Radverkehrs in Deutsch-
land180. 
 

 
174 Drucksache 19/5893 (Antrag), hib 909/2018 
175 Drucksache 19/8980 (Antrag), hib 371/2019 
176 hib 561/2019  
177 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
178 Drucksache 19/1202 (Antrag), hib 165/2018 
179 Drucksache 19/15779 (Antrag), hib 1409/2019 
180 hib 829/2021 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/058/1905893.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_11/580564-580564
https://dserver.bundestag.de/btd/19/089/1908980.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_04/633582-633582
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_05/642736-642736
https://dserver.bundestag.de/btd/19/012/1901202.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2018_03/548128-548128
https://dserver.bundestag.de/btd/19/157/1915779.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_12/672814-672814
https://www.bundestag.de/presse/hib/849306-849306
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Eine Delegationsreise des Ausschusses in die Niederlande und 
nach Belgien mit dem Themenschwerpunkt Radverkehr ist in 
Kapitel VIII.2. (s. u. Seite 76) näher beschrieben. 
 

9. eScooter 
Im Vorfeld des Inkrafttretens der Elektrokleinstfahrzeuge-Ver-
ordnung am 15. Juni 2019 befasste sich der Ausschuss mit den 
Ausprägungen und Auswirkungen dieser neuen Form der Mik-
romobilität. Am 22. November 2018 fand dazu ein erweitertes 
Berichterstattergespräch statt.  
 
Der Antrag der Fraktion der FDP„E-Scooter und Hoverboards 
jetzt bürgerfreundlich zulassen – Flexible Mobilität schnell 
und innovativ ermöglichen“181, forderte die Einbindung von 
Elektrokleinstfahrzeugen in das bestehende System der Stra-
ßenverkehrsordnung und die Schaffung eines Rechtsrahmens 
entlang der Einführung von Geschwindigkeitsgruppen. Zu die-
sem Antrag wurde am 8. Mai 2019 eine öffentliche Anhörung 
auf der Grundlage eines Ausschussbeschlusses durchgeführt. In 
der Anhörung stieß die Nutzung von Gehwegen durch Fahr-
zeuge mit einer Geschwindigkeit von bis zu 12 km/h bei den zu 
der Anhörung eingeladenen Experten wegen der hohen Unfall-
gefahr auf Ablehnung. Der Deutsche Städtetag kritisierte, dass 
die Kommunalvertreter nicht in die Schaffung der Verordnung 
eingebunden gewesen seien. Der Bundesverband Elektro-
kleinstfahrzeuge zeigte sich über die Legalisierung von Elektro-
kleinstfahrzeugen durch eine Verordnung erfreut. 
Der Antrag wurde im weiteren Beratungsverlauf vom Aus-
schuss mit Mehrheit abgelehnt182.  
 
Ebenfalls im Jahr 2019 ließ der Ausschuss sich vom Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur zu der „Aus-
nahmeverordnung für die Teilnahme von Elektrokleinstfahr-
zeugen (eKF) am Straßenverkehr“ berichten183.  
 

10. Güterverkehr und Logistik 
Der Transportbedarf von Gütern ist thematisch eng mit der 
Verkehrspolitik verknüpft. Nach Handel und Automobilindust-
rie liegt die Güterverkehrslogistik auf Platz drei aller Wirt-
schaftsbereiche in Deutschland. Folglich hat auch dieser The-
menbereich den Ausschuss wiederholt beschäftigt. 
 

 
181 Drucksache 19/8543 (Antrag), hib 299/2019 
182 Drucksache 19/14074 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
183 hib 270/2019 
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tigte Änderungen des Regionalisierungsgesetzes und des Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsgesetzes berichtet386. Das Thema 
wurde gemeinsam mit dem Kostendeckungsbericht SPNV-Ent-
gelte der Bundesnetzagentur gemäß § 37 Absatz 5 des Eisenbah-
nergänzungsgesetzes mit Stellungnahme der Bundesregierung 
erörtert387. 
 

18. Verkehrslärm 
Obwohl Immissionsschutz überwiegend in der federführenden 
Behandlung durch den Ausschuss für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit liegt, beschäftigte sich der Verkehrs-
ausschuss wiederholt mit Themen mit Bezug zum Verkehrs-
lärm. 
 
Mit der zweiten Verordnung zur Änderung der Verkehrslärm-
schutzverordnung (16. BImSchV)388 aktualisierte die Bundesre-
gierung die Berechnungsgrundlagen für Maßnahmen zum 
Lärmschutz an Straßen, womit sich der Ausschuss in seiner 
Sitzung am 13. Mai 2020 befasste. Er empfahl hierzu dem Ple-
num, auf eine Änderung oder Ablehnung der Verordnung zu 
verzichten, aber eine Entschließung anzunehmen389. 
 
Die von Flugzeugen verursachten Lärmemissionen waren Ge-
genstand eines Antrags der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN mit dem Titel „Fluglärm mindern, die Menschen in den 
Flughafenregionen besser schützen“390. Darin forderten die An-
tragsteller unter anderem, dass die Bundesregierung ein Flug-
hafen-Standortkonzept und ein neues Verkehrslärmschutzkon-
zept vorlegen solle. Ferner sollte die Bundesregierung aufgefor-
dert werden, Maßnahmen zur Reduzierung von Ultrafeinstaub 
in Flughafenregionen zu ergreifen. Im Mai 2021 fand der An-
trag aber im Ausschuss keine Mehrheit391. 
 
In einer Entschließung vom März 2020 setzte sich der Bundes-
rat für eine wirksame Minderung und Kontrolle von Motorrad-
lärm ein392. Die Fraktionen der AfD und der FDP befürchteten 
diesbezüglich weitgehende Einschränkungen für Motorradfah-
rende und brachten dies jeweils in Anträgen zum Ausdruck. 
Die Fraktion der AfD forderte in ihrem Antrag „Motorradfah-

 
386 Selbstbefassung auf Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
387 Drucksache 19/13995, hib 1171/2019 
388 Drucksache 19/18471 (Verordnung), hib 394/2020 
389 Drucksache 19/19197 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
390 Drucksache 19/27211 (Antrag) 
391 Drucksache 19/29718 (Beschlussempfehlung und Bericht)  
392 BR-Drucksache 125/20(B) 

https://dserver.bundestag.de/btd/19/139/1913995.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2019_10/664472-664472
https://dserver.bundestag.de/btd/19/184/1918471.pdf
https://www.bundestag.de/webarchiv/presse/hib/2020_04/691544-691544
https://dserver.bundestag.de/btd/19/191/1919197.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/272/1927211.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/297/1929718.pdf
https://dserver.bundestag.de/brd/2020/0125-20B.pdf



